
Aktenzeichen:  7 AZR 933/77

LAG Baden-Württemberg U r t e i l  des BAG vom 9.  November 1979

Für das Nachschlagewerk: Nei n
Für die Fachpresse: Nei n
Für die Amt l iche Sammlung: Nein
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7 AZR 933/77
6 Sa 13/76 Baden-Württemberg

Verkündet am 
9. November 1979

gez. Zeuner,

Regierungshauptsekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstel le

Im Namen des Volkes!

Urteil

In Sachen

pp.

hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 9. November 1979 durch den Vorsitzenden 
Richter Bichler ,  die Richter Dr. Jobs und Dr. Becker sowie die 
ehrenamtlichen Richter Wellhausen und Dr. Kammann für Recht 
erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Ur te i l  
des Landesarbeitsgerichts Baden-Württemberg 
vom 27. Mai 1977 - 6 Sa 13/76 - wird zurück­
gewiesen.

Der Kläger t rägt  die Kosten der Revision.

-  2 -
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Tatbestand:

Der im Dezember 1935 geborene, ledige Kläger is t  Diplom- 
Physiker der Fachrichtung "Theoretische Physik". Er t r a t  im 
Juli  1967 zunächst als wissenschaft l icher Angestel l ter ,  dann 
als wissenschaft l icher Assistent am In s t i t u t  für Hochenergiep 
physik der Universi tät  H in die Dienste des beklagten
Landes. Im Dezember 1970 schied der Kläger auf eigenen Wunsch 
aus dem Beamtenverhältnis aus. Ab Januar 1971 war der Kläger 
aufgrund eines bis zum Dezember 1975 befr isteten Arbei tsver­
hältnisses als Angestel l ter  bei der Beklagten t ä t i g .  Dieses Ar­
bei tsverhäl tnis s o l l t e  schon vorher enden, wenn Bundesmittel 
nicht mehr zur Verfügung stünden und der Kläger nicht auf eine 
Haushaltsstel le des Landes übernommen oder mit anderen Aufgaben 
betraut werden könnte. Nachdem unter den Parteien S t r e i t  ent­
stand, ob das Arbei tsverhäl tnis aufgrund der Befristung im 
Dezember 1975 ende, hat die Beklagte vorsorglich am 18. August 
1975 eine Kündigung zum 31. Dezember 1975 ausgesprochen.

Der Kläger is t  der Auffassung, daß diese Kündigung sozial  
nicht gerecht fer t ig t  sei ,  weil für ihn Weiterbeschäftigungsmög­
l ichkei ten bestanden hätten.  Das "Blasenkammerprojekt", anJdem 
er gearbei tet  habe, sei fortgeführt  worden, wenn auch nicht  
mehr mit Förderungsmitteln des Bundes. Speziel l  die theoretischen 
Untersuchungen seien noch nicht abgeschlossen gewesen. Auch sei 
nicht geprüft worden, wie der Kläger sonst hätte beschäft igt  
werden können. Tatsächlich habe der Kläger in den letzten beiden 
Jahren vor der Kündigung wie ein Experimentalphysiker gearbei tet .  
Etwa ab Herbst 1975 sei die Aufbauphase des Neutrinoexperiments 
abgeschlossen gewesen. Dann seien Arbeiten angefal len,  die der 
Kläger ebenfal ls hätte erledigen können. Auch im Rahmen der 
laufenden Experimente des Zählerprojektes sei eine Weiterbe­
schäftigung des Klägers möglich gewesen. Weitere Experimente,  
bei denen eine Mi tarbe i t  des Klägers ebenfal ls sinnvoll  und mög­
l ich sei ,  habe die Beklagte geplant.  Als weitere Aufgaben von 
unbegrenzter Dauer sei dem Kläger der Aufbau und die Betreuung
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einer Spezialbi bl iothek für die Belange des Ins t i t u ts  für  
Hochernergiephysik (IHEP) auf dem Gebiet der Elementartei lchen­
physik zugewiesen worden. Außerdem habe er die Betreuung der 
Diplomanden und Doktoranden gehabt. Weiter habe der Kläger 
viele nationale und internat ionale Konferenzen besucht, um 
einerseits dort selbst vorzutragen und andererseits Resultate  
ausländischer In s t i t u t e  mitzubringen. Darüber habe er Seminar­
vorträge gehalten.

Der Kläger hat beantragt festzuste l len ,  daß die Befristung 
des Arbeitsvertrages rechtsunwirksam is t  und das Arb e i ts ve rhä l t -  
nis über den 31. Dezember 1975 hinaus for tbesteht ,  sowie f e s t ­
zustel len,  daß die Kündigung vom 18. August 1975 sozial nicht  
gerech t fer t ig t  i s t .  Die Beklagte hat beantragt,  die Klage abzu­
weisen .

Die Beklagte bes t re i te t  eine Arbeitsmöglichkeit  für den 
Kläger als theoretischen Physiker am I n s t i t u t  für Hochenergie­
physik. Auch andere Einsatzmöglichkeiten innerhalb der Univer­
s i t ä t  seien nicht möglich. Die Frage einer sozialen Auswahl 
s te l l e  sich deswegen n icht ,  weil vergleichbare wissenschaftl iche  
H i l f s k r ä f t e  weder von der Tät igke i t  noch dem sozialen Status her 
gesehen vorhanden seien.

Das Arbeitsgericht  hat die Klage abgewiesen, weil die Be­
fr istung des Arbeitsvertrages auf sachlichen Gründen beruhe.
Das Landesarbeitsgericht hat dieses Ergebnis mit der Begründung 
bes tä t ig t ,  daß zwar die Befristung des Arbeitsverhältnisses  
unwirksam, jedoch die Kündigung sozial gerecht fer t ig t  sei .

Mit der Revision ver fo lgt  der Kläger sein Klagebegehren auf 
Feststel lung,  daß die Kündigung vom 18. August 1975 nicht sozial  
gerech t fer t ig t  se i ,  wei ter ,  während die Beklagte um Zurückwei­
sung der Revision b i t t e t .

Entscheidungsgründe:

Die Revision is t  nicht begründet.

1. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, die im I n s t i t u t  
für  Hochernergiephysik (IHEP) ursprünglich vorhandene wissen-
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schaft l iche Konzeption des Zusammenwirkens von theoretischen 
und experimentellen Physikern sei m i t t l e rwe i le  fal lengelassen 
worden. Die theoretische Arbeitsgruppe habe sich aufgelöst.
Da für einen einzelnen theoretischen Physiker keine sinnvol le  
Beschäftigungsmöglichkeit mehr bestehe, sei davon auszugehen, 
daß der Arbeitsplatz des Klägers weggefallen sei .  Eine ander­
weit ige Beschäftigung des Klägers innerhalb oder außerhalb des 
I ns t i tu tes  sei nicht möglich. Aufgrund der Tatsache, daß nur 
noch experimentelle Physik durchgeführt werde, seien auch die 
übrigen Aufgaben des Klägers, nämlich die Betreuung des akade­
mischen Nachwuchses, die Betreuung der Bibl iothek und die Vor­
t ra g s tä t ig k e i t  h in f ä l l i g  geworden. Für Seminare Uber theoretische  
Grundlagen bestehe kein Bedürfnis mehr. Soweit sich der Kläger 
darauf berufe,  daß er als Experimentalphysiker an dem Projekt  
"Zählerphysik" habe eingesetzt werden können, habe die Be­
weisaufnahme ergeben, daß die sechs offenen Stel len für wissen­
schaf t l iche H i l f s k r ä f te  mit Experimentalphysikern hätten be­
setzt  werden müssen, um möglichst optimale Ergebnisse bei den 
Versuchen zu erreichen. Eine Fortbildung oder Umschulung des 
Klägers habe die Beklagte nicht in Erwägung zu ziehen brauchen, 
da die Anforderungen an den Forschungsauftrag eine bestmögliche,  
fachl iche Besetzung forderten.  Eine Tät igkei t  außerhalb des 
IHEP auf den Gebieten der theoretischen und physikalischen 
Lehre sei nach dem übereinstimmenden Vortrag der Parteien nur 
im I n s t i t u t  für Theoretische Physik möglich gewesen. Die Be­
weisaufnahme habe jedoch ergeben, daß an diesem In s t i t u t  keine 
f r e i e  Stel le  vorhanden gewesen sei .  Schl ießl ich habe die Be­
klagte auch nicht die Grundsätze der sozialen Auswahl v e r l e t z t .  
Soweit habe die Beweisaufnahme ergeben, daß vergleichbare 
wissenschaftl iche Angestel l te weder von der Tät igke i t  noch 
von dem sozialen Status her vorhanden gewesen seien. Der in 
Betracht gezogene Dr. Sr sei ,  anders als der Kläger,  
Experimentalphysiker. Darüber hinaus habe er ähnlich lange Be­
schäft igungszeit  wie der Kläger und unterscheide sich in sozialer  
Hinsicht nur durch sein geringeres Al ter .
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2. Diese Würdigung des Landesarbeitsgerichts i s t  in der Revi­
sionsinstanz nur daraufhin nachprüfbar, ob der r i c h t ige  recht­
l iche Maßstab beim Begri f f  der Sozia lwidr igkei t  angelegt worden 
und eine umfassende und vol lständige Interessenabwägung er fo lg t  
i s t  (vgl .  ständige Rechtsprechung BAG 1, 99 = AP Nr. 5 zu § 1 
KSchG und AP Nr. 71 zu § 1 KSchG). Nach diesem Prüfungsmaßstab 
entspricht die Würdigung des Landesarbeitsgerichts den Anforde­
rungen, die an eine nach § 1 Abs. 2 KSchG wegen dringender be­
t r i e b l i c h e r  Erfordernisse ausgesprochene Kündigung zu stel len  
sind.

Die Revision w i r f t  dem Landesarbeitsgericht zu Unrecht vor,  
es habe den Begr i f f  der "dringenden betr iebl ichen Erfordernisse"  
für  die Kündigung verkannt.

Eine ordentl iche Kündigung ist  nach § 1 Abs. 2 Satz 1 KSchG 
dann sozial gerech t fe r t ig t ,  wenn sie nicht durch dringende be­
t r i e b l i c h e  Erfordernisse bedingt i s t ,  die einer Weiterbeschäft i ­
gung des Arbeitnehmers im Betrieb entgegenstehen. Diese bet r ieb­
l ichen Erfordernisse müssen dringend sein und eine Kündigung im 
Interesse des Betriebes notwendig machen. Dies i s t  e r f ü l l t ,  wenn 
es dem Arbeitgeber nicht möglich i s t ,  der betr iebl ichen Lage 
durch andere Maßnahmen auf technischem oder organisatorischem 
Gebiet als durch eine Kündigung zu entsprechen. Die Kündigung 
muß wegen der betr iebl ichen Lage unvermeidbar sein (vg l .  BAG 16, 
134 / ”136_7 und 21, 248 /~255_7 = AP Nr. 14 und 20 zu § 1 KSchG 
Betriebsbedingte Kündigung). E n t f ä l l t  der bisherige Arbei tsplatz  
des Arbeitnehmers, so is t  eine Kündigung nur durch dringende 
betr ieb l iche Erfordernisse bedingt,  wenn dem Arbeitgeber eine 
andere Weiterbeschäftigung nicht möglich oder nicht zumutbar 
is t  (vgl .  BAG AP Nr. 4 zu § 1 KSchG 1969 Betriebsbedingte Kün­
digung). Organisatorische Maßnahmen, die der Arbeitgeber t r i f f t ,  
sind dabei nicht auf ihre Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit, 
wohl aber daraufhin nachprüfbar, ob sie offenbar unsachlich,  
unvernünftig oder w i l l k ü r l i c h  sind (vgl .  BAG AP Nr. 22 zu § 1 
KSchG Betriebsbedingte Kündigung und AP Nr. 1 zu § 1 KSchG 1969
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Betriebsbedingte Kündigung). Vom Gericht vol l  nachzuprüfen is t  
dagegen immer, ob die zur Begründung dringender bet r iebl icher  
Erfordernisse angeführten Gründe tatsächl ich vorl iegen und wie 
sich diese Umstände im betr iebl ichen Bereich auswirken, d.h.  
in welchem Umfang dadurch Arbei tsplätze ganz oder te i lwe ise  weg­
fa l l e n  (vgl .  dazu BAG AR Nr. 5 zu § 1 KSchG 1969 Betriebsbe­
dingte Kündigung sowie Herschel, Anmerkung zu BAG AP Nr. 14 zu 
§ 1 KSchG Betriebsbedingte Kündigung; Meisel,  Anmerkung zu BAG 
AP Nr. 22 zu § 1 KSchG Betriebsbedingte Kündigung; Stahlhacke,  
Kündigung und Kündigungsschutz im Arb e i t s v e rh ä l tn is , 3. Auf1. ,  
Seite 130 f f . ) .

Im Kündigungsschutzprozeß t r i f f t  den Arbeitgeber nach § 1 
Abs. 2 Satz 4 KSchG in vollem Umfang die Darlegungs- und Be­
weislast dafür,  daß die Kündigung durch dringende bet r ieb l iche  
Erfordernisse bedingt i s t ,  ohne daß eine andere Beschäftigung 
möglich oder zumutbar ist  (vgl .  BAG AP Nr. 4 zu § 1 KschG 1969 
Betriebsbedingte Kündigung). Dabei hängt der Umfang der Darle­
gungslast davon ab, wie sich der gekündigte Arbeitnehmer auf 
die Begründung der Kündigung einläßt  (vgl .  BAG AP Nr. 22 zu 
§ 1 KSchG Betriebsbedingte Kündigung).

3. An diese Grundsätze hat sich das Landesarbeitsgericht im 
S t r e i t f ä l l e  gehalten, wenn es angenommen hat,  die Weiterbe­
schäftigung des Klägers sei wegen der anderen Zielr ichtung im 
I n s t i t u t  nicht mehr möglich und der Kläger habe auch nicht auf 
einen anderen Arbei tsplatz versetzt  werden können.

. i -Die Revision rügt zu Unrecht, das Landesarbeitsgericht  
hätte prüfen müssen, in welchem Bereich der Universi tät  H

der Kläger hätte eingesetzt  werden können. Dabei hätte sich 
ergeben, daß die Beklagte den Kläger bei vorsorgl icher und 
r i c h t ig e r  Planung im Theoretischen I n s t i t u t  hätte beschäftigen 
können.

Der Revision is t  im Grundsatz beizupf l ichten,  daß die Be­
klagte bei Prüfung der Versetzung auf einen anderen f re ien Ar­
be i tsp la tz  sich nicht nur auf das IHEP beschränken durf te,  son-
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dern auch eine mögliche Versetzung außerhalb dieses Inst i tu tes  
in Betracht zu ziehen hatte (vgl .  § 1 Abs. 2 Z i f f .  2 KSchG). Das 
Landesarbeitsgericht hat jedoch aus Rechtsgründen hier zutreffend  
eine derart weite Überprüfung abgelehnt. Der Umfang der Darlegungs­
last des Arbeitgebers h insicht l ich  einer möglichen Versetzung auf 
einen f reien Arbeitsplatz und damit die Überprüfung durch das 
Landesarbeitsgericht hängt im Kündigungsschutzprozeß nämlich 
davon ab, wie sich der gekündigte Arbeitnehmer auf die Begründung 
der Kündigung einläßt  (vgl .  BAG AP Nr. 22 zu § 1 KSchG Betriebs­
bedingte Kündigung). Der Kläger hat sich in den Vorinstanzen j e ­
doch nicht ganz allgemein darauf berufen, daß er auf einen ande­
ren freien Arbe itsplatz ,  für den er nach seiner Vorbildung ge­
eignet war und bei dem er auch keine Verschlechterung seiner 
Arbeitsbedingungen hätte hinnehmen müssen, habe versetzt  werden 
können. Er hat vielmehr zunächst nur den Wegfall seines Arbei ts­
platzes bestr i t ten und weiter geltend gemacht, er sei durchaus 
geeignet gewesen, bei dem Projekt "Zählerphysik" t ä t i g  zu werden.
Er habe aufgrund seiner Qual i f ika t ion  auf sämtlichen Gebieten der 
theoretischen und physikalischen Lehre imsiftstitüS:-für Theoretische 
Physik eingesetzt werden können. Bei diesem Sachvortrag des Klä­
gers brauchte die Beklagte keine weitere Versetzungsmöglichkeiten 
innerhalb der Universi tät  darlegen. Soweit das Landesarbeitsge­
r ic ht  angenommen hat,  daß eine Beschäftigungsmöglichkeit weder 
beim Projekt "Zählerphysik" noch im I n s t i t u t  für  Theoretische 
Physik mangels der Vorkenntnisse des Klägers und des Vorhanden­
seins eines Arbeitsplatzes möglich gewesen se i ,  i s t  die Revisi ­
onsinstanz gemäß § 561 ZPO an diese Feststellungen gebunden.

Zu Unrecht rügt die Revision auch die Feststel lung des Lan­
desarbeitsgerichts,  der Arbe i tplatz  des Kläges sei deswegen ent­
f a l l e n ,  weil sich die wissenschaft l iche Zielsetzung des In s t i tu ts  
unter dem neuen I n s t i t u t s l e i t e r  gewandelt habe. Wenn das Landes­
arbei tsger icht  organisatorische Maßnahmen, die aus w i r tsc ha f t ­
l ichen Gründen erfolgen und dadurch den Wegfall des Arbeitsplatzes  
des Klägers bedingen, als dringendes betr iebl iches Erfordernis 
ansieht,  so is t  dies revis ionsrecht l ich nicht zu beanstanden
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(vgl .  BAG AP Nr. 22 zu § 1 KSchG Betriebsbedingte Kündigung;
BAG AP Nr. 1 zu § 1 KSchG 1969 Betriebsbedingte Kündigung).
Soweit die Revision meint,  die wir tschaf t l ichen Überlegungen 
für  die Verlagerung der Aufgaben des Kläges in das Theoretische 
I n s t i t u t  könnten eine Kündigung nicht begründen, übersieht s ie ,  
daß derart ige organisatorische Maßnahmen nicht auf ihre Notwen­
digkei t  und Zweckmäßigkeit hin überprüft werden können. Es is t  
aber nicht e r s ich t l ic h ,  daß die Maßnahme unsachlich, unvernünftig 
oder w i l l k ü r l i c h  war. Dies wird auch von der Revision nicht ge l ­
tend gemacht.

Der Revision kann auch nicht in ihrer  Ansicht zugestimmt 
werden, das Landesarbeitsgericht habe prüfen müssen, ob die 
Beklagte ihrer  Fortbi ldungs- und Umschulungspflicht hätte nach- 
kommen müssen. Angesichts der tatsächlichen Festste!!ungen,für  
den Kläger sei ein vergleichbarer Arbei tsplatz  nicht vorhanden 
gewesen, hätte eine Weiterbeschäftigung des Klägers, sei es 
mit oder ohne Umschulung auf einen anderen Arbe i tspla tz ,  nur zu 
geänderten (schlechteren) Arbeitsbedingungen erfolgen können.
Da der Kläger weder vor Ausspruch der Kündigung noch unmittelbar  
danach sich berei t  e r k lä r t  hat te,  einen Arbei tsplatz  zu ver­
schlechterten Arbeitsbedingungen zu übernehmen (vg l .  BAG AP 
Nr. 2 zu § 1 KSchG Betriebsbedingte Kündigung; BAG AP Nr. 2 zu 
§ 1 KSchG 1969),  i s t  eine For tb i1 dungs- und Umschulungspflicht 
der Beklagten berei ts aus Rechtsgründen en t fa l len .

4. Schl ießl ich hat das Landesarbeitsgericht bei seiner Wür­
digung auch die Grundsätze für die soziale Auswahl zutreffend  
angewandt. Danach hat das Tatsachengericht aufgrund eigener Be­
wertung und Abwägung der sozialen Belange die Frage zu beant­
worten, ob der Arbeitgeber bei der Auswahl des gekündigten Ar­
beitnehmers soziale Gesichtspunte ausreichend berücksichtigt  
hat oder nicht (§ 1 Abs. 3 Satz 1 KSchG). Da das Landesarbeits­
gericht für die Revisionsinstanz bindend f e s t g e s t e l l t  hat,  daß 
vergleichbare Arbeitnehmer im vorliegenden Fal le  gar nicht vor­
handen waren, scheidet eine Verletzung des Rechtsbegriffs der 
sozialen Auswahl von vornherein aus. Daraus ergibt  sich jedoch
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auch g le ic h ze i t ig ,  daß die Rüge der Revision nicht begründet 
i s t ,  das Landesarbeitsgericht habe keine ausreichende Interessen­
abwägung vorgenommen, wenn es das Al ter  des Klägers, seine hohe 
Spezial isierung,  die Vermittlung auf dem Arbeitsmarkt und seine 
achtjährige Tät igke i t  für die Beklagte unberücksichtigt gelassen 
habe. Der Revision ist  zwar im Grundsatz zuzustimmen, daß im 
Fal le der betriebsbedingten Kündigung bei der Auswahl nach sozia­
len Gesichtspunkten i .S .  des § 1 Abs. 3 Satz 1 KSchG diese sozial  
beachtenswerten Umstände bei der Prüfung mit einzubeziehen sind 
(BAG 10, 323 / ’ 327_7 * AP Nr. 7 zu § 1 KSchG Betriebsbedingte 
Kündigung; BAG 16, 149 /"153 7 -  AP Nr. 15 zu § 1 KSchG Betriebs­
bedingte Kündigung, BAG AP Nr. 1 zu § 95 BetrVG 1972),  eine Be­
rücksichtigung dieser Einzelumstände scheidet im vorliegenden 
Fal le  jedoch schon deswegen aus, weil mangels einer sozialen Aus­
wahl die Voraussetzungen des § 1 Abs. 3 Satz 1 KSchG gar nicht  
gegeben sind. Is t  ein Arbei tsplatz  aus organisatorischen Gründen 
ent fal len und eine Versetzung des Arbeitnehmers an einen anderen 
f re ien Arbei tsplatz  oder im Rahmen der sozialen Auswahl an einen 
anderen besetzten Arbei tsplatz nicht möglich, so ergibt  sich 
daraus die gesetzl iche Rechtsfolge, daß die betr iebl ichen Bedürf­
nisse eine Kündigung aus dringenden betr iebl ichen Erfordernissen 
als sozial  gerech t fer t ig t  erscheinen lassen und die sozialen 
Belange des gekündigten Arbeitnehmers demgegenüber zurückzustehen 
haben. Bei dieser Rechtslage s t e l l t  sich somit die Nichtbeachtung 
der von der Revision angeführten Einzel umstände nicht als Rechtst 
feh ler  dar.

5. Die Revision war damit mit der Kostenfolge aus § 97 ZPO 
zurückzuweisen.

gez. :  Bichler Dr. Becker Dr. Jobs

Wellhausen Dr. Kammann
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